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Anlage 1a 

 
 
 
 

 
 

Alternative Neufassung des § 851 c ZPO-E unter Berücksichtigung aller Änderungsanre-
gungen und konkreter Anführung von Versicherungsverträgen und der in der Zwangs-

vollsstreckung zu privilegierenden Rentenarten 
 

(Änderungen gegenüber der Anlage 1 sind jeweils markiert) 
 
 
 
 
„(1) Renten, die aufgrund von Versicherungsverträgen gewährt werden, dürfen nur wie Arbeitsein-
kommen gepfändet werden, wenn 
 
1. sie als lebenslange Altersrente vereinbarungsgemäß nicht vor Vollendung des 60. Lebensjahres 
oder als Berufsunfähigkeitsrente gezahlt werden, 
 
oder als lebenslange Hinterbliebenenrente dem Ehegatten oder als Waisenrente den Kindern, soweit 
für sie die Voraussetzungen zur Gewährung eines Kinderfreibetrags oder von Kindergeld nach § 32 
Absatz 6 Einkommensteuergesetz erfüllt sind, unwiderruflich zugewendet wurden, 
 
2. über die Ansprüche aus dem Vertrag nicht verfügt werden darf und 
 
3. die Zahlung einer Kapitalleistung nicht vereinbart wurde. 
 
 
(2) Um dem Versicherungsnehmer den Aufbau einer angemessenen Absicherung zu ermöglichen, 
kann er unter Berücksichtigung der Entwicklung auf dem Kapitalmarkt, des Sterblichkeitsrisikos und 
der Höhe der Pfändungsfreigrenze, nach seinem Lebensalter gestaffelt, jährlich einen bestimmten 
Betrag unpfändbar auf der Grundlage eines in Absatz 1 bezeichneten Vertrags bis zu einem Rück-
kaufswert von 194 000 Euro ansammeln. Der Versicherungsnehmer darf vom 18. bis zum 29. Le-
bensjahr 2000 Euro, vom 30. bi zum 39. Lebensjahr 3000 Euro, vom 40. bis zum 47. Lebensjahr 
4000 Euro, vom 48. bis zum 52. Lebensjahr 5000 Euro, vom 54. bis zum 59. Lebensjahr 6000 und 
vom 60. bis zum 65. Lebensjahr 7000 Euro jährlich ansammeln. Übersteigt der Rückkaufswert den 
unpfändbaren Betrag, sind drei Zehntel des überschießenden Betrages unpfändbar. Satz 3 gilt nicht 
für den Teil des Rückkaufswerts, der den dreifachen Wert des in Satz 1 genannten Betrags über-
steigt. 
 
(3) §§ 850 e Nr. 2-3, 850 f und 850 g gelten entsprechend. Bei der Berechnung der nach Absätzen 
1 und 2 pfändbaren Beträge sind auf Antrag des Gläubigers auch sonstige, gesicherte laufende Ein-
künfte und anderweitige gesicherte Anwartschaften für eine Absicherung des Schuldners zu berück-
sichtigen.“ 
 
 
 
________________________ 
 
Anmerkungen: 
 
1. Berufsunfähigkeitsrenten sollten m.E. stets (auch bei nicht lebenslanger Zahlung) pfändungsgeschützt 

sein. 
2. Die entsprechende Anwendbarkeit der Regelungen gemäß § 850 c Abs. 1-3 ZPO-E auf Versicherungsver-

träge mit atypischer Ausgestaltung und sonstige Verträge müsste geprüft werden. 




































